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MARGINALIEN/REZENSIONEN

Wilfried Gaurn
Solidarische Ökonomie und
Selbstverwaltungsgesellschaft

Tagung 2012 der Loccumer Initiative

Die 22. Jahrestagung der Loccumer Initi-
ative Kritischer Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler vom 30. März bis
1. April 2012 in Bremen hatte, wie es in der

Einladung hiess, zum Ziel, über mögli-
che Alternativen zu der «immer kurzat-

migeren Politik einer Stabilisierung der

globalen Ökonomie» zu diskutieren. Im
Vordergrund standen zwei Debatten-

stränge, in denen Gewerkschaften und
ihr Umfeld einerseits und die ökologi-
sehe bzw. globalisierungskritische Be-

wegung andererseits Antworten auf die

bislang einzigartige Zusammenballung
ökonomischer, sozialer und ökologischer
Krisen zu finden versuchten. Die Aufar-

beitung der gescheiterten Sozialismus-

konzeptionen gehörte dazu ebenso wie
die Suche nach verallgemeinerungsfähi-

gen Konzepten einer Demokratisierung
von Wirtschaft und Gesellschaft. Dabei

ging es auch um das altbekannte Span-

nungsverhältnis von betrieblicher Auto-
nomie und gesamtwirtschaftlicher Pia-

nung.
Michael Krätke leitete die Tagung mit

einem Referat über die aktuelle Kritik am
Kapitalismus und über demokratische
Alternativen ein. Er beschrieb die derzei-

tige wirtschaftliche Lage als eine der

grossen Krisen, deren ökonomische und

politische Bedeutung weit über die übli-
chen, etwa alle 7 bis 8 Jahre auftretenden
kapitalistischen zyklischen Krisen hin-
ausgehe. Seiner Ansicht nach befinden
wir uns in einer Grossen Depression, die

mit einer ökologischen und einer Hun-
gerkrise zusammenfällt. Aus Krisen die-
ses Typus kam der Kapitalismus immer
anders heraus, als er hineingegangen ist.

In der aktuellen Situation erweise sich

einmal mehr, dass Kapitalismus und De-

mokratie eine sehr widersprüchliche
Kombination bilden: Die Wahlen in Ir-
land 2010, in Portugal und Spanien 2011

hätten nicht dazu geführt, dass die von
der faktisch regierenden, international
agierenden Troika den nationalen poli-
tischen Eliten aufgenötigten Sparpro-

gramme auch nur kritisch hinterfragt
worden wären. Die Ankündigung Pa-

pandreos' in Griechenland, das Spardik-
tat einer demokratischen Volksabstim-

mung zu unterziehen, führte nach mas-
sivsten Pressionen durch die Troika zur
Etablierung einer Notstandsregierung,
ebenso in Italien. Das Regime eines de-

mokratischen Kapitalismus wurde fun-
damental beschädigt, zumal bis jetzt der
Finanzsektor alle Runden im Kampf um
seine Regulierung gewonnen habe. Die

Tendenz zu einem weiteren Abbau des

Staatssektors, zu mehr Privatisierung,
mehr Staatsschulden, zur Verminderung
öffentlicher Vermögen und zu höherem
Steuerdruck auf die breite Bevölkerung
ist ungebrochen.

Im folgenden Block sollten die «Er-

folgsbedingungen selbstverwalteter Öko-
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nomien» thematisiert werden. Einstiegs-
Statements dazu hielten Gisela Notz («Er-

fahrungen mit alternativen Betrieben in
Deutschland»), Ciarita Müller-Planten-

berg («Selbstverwaltete Produktions-
und Verbrauchsketten und universitäre

Unterstützungsstrukturen») sowie Dag-

mar Embshoff («Aktuelle Entwicklung
Solidarischer Ökonomien und ihre Ver-

netzung»). Die eigentlich zentrale Frage
nach den Erfolgsbedingungen Solidari-
scher Ökonomie wurde aber von den eher

deskriptiv gehaltenen Einleitungsbeiträ-
gen nicht beantwortet. In der Diskussion
wurden dann Fragen aufgeworfen, die

wenig Erfahrung und Kenntnis von den
Problemen verrieten: Richtet sich die So-

lidarische Ökonomie nicht eher in Ni-
sehen ein, und wie soll daraus ein Impuls
für eine Bewegung werden? Gibt es kei-

nen Zusammenhang mit einer kapitalis-
tischen Selbsterneuerungsbewegung?
Sind Genossenschaften Kinder der Not
oder eine Bewegung zu einem anderen

Arbeiten und Leben? Und muss man rea-

listischerweise nicht davon ausgehen,
dass Betriebe wie die von Longo Mai mit
ihrem Ansatz, ein «gutes Leben» («buen

vivir») anzustreben, sich vom alten stra-

tegischen Ziel der Arbeiterbewegung, der

politischen Machtübernahme nämlich,
längst verabschiedet haben? Gisela Her-

bert, deren Thema die Organisation einer
selbstverwalteten Gesellschaft zwischen
Markt und demokratischer Planung war,
warnte die Genossenschaften davor, sich

mit zu hohen Ansprüchen und Idealisie-

rungen andauernd zu überfrachten.
Dieser Tagungsblock einschliesslich

der Diskussionsbeiträge gab Aufschluss
über den gegenwärtigen Stand der Ent-

wicklung einer solidarischen Ökonomie.

Hingegen konnte der Zusammenhang
zwischen der Krise des neoliberalen Sta-

diums des Kapitalismus und der Ent-

wicklung einer Postdemokratie, dem
wachsenden Interesse an Formen der

Selbstorganisation, der Selbstverwal-

tung in der Praxis, dem Auftauchen eines

libertären Geistes sowie einer Praxis jen-
seits tradierter Formen von Parteien und
Gewerkschaften zu wenig geklärtwerden
(Näheres dazu im Beitrag von Kerber-
Clasen in diesem WTdersprwc/j-Heft).

Immerhin gelang es Alex Demirovic
in seinem Referat über «Wirtschaftsde-
mokratie - Konzepte und aktuelle Dis-
kussion» im zweiten Block der Tagung,
die besonders von der IG Metall betrie-
bene politische Diskussion über eine AI-
ternative zuzuspitzen. Seine Ausgangs-
Überlegung war, dass allen Menschen
das Recht zur Teilhabe am gesellschaft-
liehen Leben zukommt. Die bereits von
Marx kritisierte Trennung von Politik
und Ökonomie ist und bleibt unplausibel,
denn entweder ist Demokratie ein gesell-
schaftliches Prinzip, das für alle Sphären

Gültigkeit hat, oder sie ist realisiert. De-

mirovic betonte aber, dass Wirtschafts-
demokratie eben keine Gewerkschaftsan-

gelegenheit sei. Wirtschaftsdemokratie
sei demgegenüber ein gesellschaftlicher
Prozess mit Problemen, von denen ledig-
lieh eine Teilmenge durch die gewerk-
schaftliche Debatte thematisiert werde.

Zur Demokratisierung der industriellen
Produktion müsse die Sozialisierung der

Kredit- und Sparfunktionen hinzutreten,
und sie müssten mit ökologischen und
transnationalen Bedürfnissen abge-
stimmt werden.

Im dritten Block der Tagung, in dem

es um «Bedürfnisse» ging, sprach zu-
nächst Friederike Habermann unter dem
Titel «...will nicht so, wie ich wohl will»
zu Bedürfnissen jenseits von Askese,

Ausbeutung und autoritärem Staat. Ziel
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einer Neuausrichtung der mentalen
Strukturen sei eine «common based peer
production», die nach den Prinzipien
«Teile, was du kannst», «Besitz statt Ei-

gentum» und «Beitragen statt tauschen»

funktioniere. Anschliessend befasste

sich Stefan Meretz mit Bedürfnissen in
der gesellschaftlichen Produktion. Be-

dürfnisse drückten historisch spezifi-
sehe Verhältnisse aus. Deshalb gebe es

keine festen Bedürfnisse, woraus sich für
eine Planökonomie ein handfestes Prob-
lern ergebe. Anknüpfend an Arbeiten von
Elinor Ostrom sei jedoch die Ermittlung,
Planung und Produktion in «commons» -
ohne bürokratische Planbehörde - mög-
lieh: Bedürfnisse werden ex ante ermit-
telt, Zielkonflikte intern ausgehandelt,
Ziele bilden eine «multidimensionale
Pluralität», die Zeitverausgabung wird
als Lebensqualität verstanden und ins-

gesamt wird eine Logik der Inklusion er-

zeugt. Eine wette Produktionsweise setze
sich nur durch, wenn sie sich als neue
Produktionsweise durchsetze. Das Ent-
scheidende an diesem Ansatz sei, dass

durch die neuen technologischen Ent-

Wicklungen eine demokratische Kom-
munikation über die Produktion der Pro-
duktionsmittel möglich werde.

Der letzte Tag war Fragestellungen zu
Recht und Politik gewidmet. Michael
Buckmiller referierte zum Verhältnis von
parlamentarischer und Rätedemokratie.
Er sieht die Möglichkeitsbedingungen
für eine Rätedemokratie heute gegeben,

wenn sie als humane und effektive Alter-
native zur Bürokratisierung in Erschei-

nung tritt. Die entscheidende historische
strukturelle Schranke für die Realisie-

rung der sozialistischen Modelle lag sei-

nes Erachtens aber darin, dass mit den

damaligen technischen Möglichkeiten
eine zeitliche und sachliche Abstim-

mung der Produzenten und Konsumen-
ten untereinander und in ihren jeweili-
gen Rollen nicht möglich war, ohne eine
Planbürokratie in Kauf zu nehmen. Dass

die verfassungsrechtlichen Möglichkei-
ten für die Etablierung von Demokratie
als Prinzip in Gesellschaft und Ökono-

mie auch heute gegeben sind, untermau-
erte Buckmiller unter Bezugnahme auf
eine Arbeit Peter von Oertzens über die
Vereinbarkeit von freiheitlicher Demo-
kratie und Rätedemokratie. Daraus geht
hervor, dass es durch einfache Verfas-

sungsänderung möglich ist, den reprä-
sentativen Parlamentarismus durch di-
rekte Formen der Demokratie abzulösen.
Das letzte Referat bestritt Andreas Fi-

sahn, der mit einem Vortrag zu den ver-

fassungsrechtlichen Voraussetzungen
einer selbstverwalteten Gesellschaft an-

gekündigt war, jedoch zu den aktuellen
Erscheinungsformen der europäischen
Postdemokratie sprach.

In der Abschlussdiskussion kam die
Krise in Europa nochmals zur Sprache.
So schlug Buckmiller vor, gegen ein neo-
liberales Europa der Nationalstaaten ei-

nen Föderalismus der Regionen und
Grossräume zu thematisieren. Wolfgang
Nitsch plädierte für ein alternatives Eu-

ropa der lokalen Initiativen. Den Entde-

mokratisierungsprozessen stellen sich
soziale Bewegungen besonders in Süd-

europa entgegen. Sie sind einer näheren

Analyse wert und sollen Gegenstand der
nächsten Jahrestagung sein.
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Rezensionen

Das Argument 292: Care-eine feministi-
sehe Kritik der politischen Ökonomie?

Argument Verlag, Hamburg, 2011 (ca. 180 S.)

Wie in so vielen unglücklichen Ehen ent-
zündet sich der Streit auch in der mittler-
weile schon sprichwörtlichen «unhappy
marriage between marxism and femi-
nism» seit eh und je vor allem am Thema

Hausarbeit, Pflege, Betreuung, Sorge für
sich und andere. Für viele Feministinnen
mündete dieser Streit in einem tiefen
Zerwürfnis, andere bemühen sich immer
noch und immer wieder um eine femi-
nistische Erweiterung oder auch Erneue-

rung marxistisch inspirierter Gesell-

schaftstheorie und -kritik, insbesondere
auch in ihrem Kern, der Kritik der politi-
sehen Ökonomie. Die Vokabel «Revision»

wird dabei eher vermieden, aber die fe-

ministische Kritik zielt in ihren radikale-
ren Varianten schon auf Grundlegendes,
wie etwa auf den Arbeits- und Ökonomie-

begriff der marxistischen Kapitalismus-
kritik.

Die politische und wissenschaftliche
Linke hat mittlerweile ihre absolute Re-

zeptionssperre gegenüber feministischen
Einwänden immerhin gelockert. Die Rele-

vanz der Geschlechterperspektive wird
neuerdings sogar schon geradezu ver-
bindlich betont; es gehört inzwischen
auch zum guten linken Ton, sich gele-

gentlich in eigenen Artikeln, Kapiteln
oder gar Büchern zu Geschlechterthe-

men zu äussern; manche Konferenzen
und Sammelbände geben feministischen
Beiträgen breiten Raum. Überwiegend
präsentiert sich die marxistisch orien-

tierte oder inspirierte Linke in ihren viel-

fältigen Schattierungen aber immer
noch als Gruppenbild mit Dame(n). Vor

allem aber kann von einer wirklich syste-
matischen Integration feministischer
Kritikperspektiven nach wie vor nicht
die Rede sein.

Auf der anderen Seite fungiert die

marxistische bzw. marxistisch inspirier-
te Kapitalismuskritik schon seit einiger
Zeit wieder verstärkt - implizit oder ex-

plizit - als Referenz feministischer De-

batten um die gegenwärtige Krise. Der
Fokus richtet sich dabei durchaus auch

selbstkritisch auf Defizite und Mängel
der als unzulänglich oder garweitgehend
brachliegend erachteten feministischen
Gesellschafts- und Sozialkritik. In die-

sem Sinn greift die Zeitschrift DasArgw-
meraf in ihrem Heft 292 eines der promi-
nentesten Themen feministischer De-

batten auf: «Care - eine feministische
Kritik der politischen Ökonomie?». Es

geht, so erläutert das Editorial, darum,
«systemtranszendierende oder -spren-
gende Momente der Debatte in den Blick
zu nehmen oder gegebenenfalls theore-
tische Alternativen aufzuzeigen» (S. 331) •

Die Care-Debatte behandle zweifellos
eine der grossen Herausforderungen des

21. Jahrhunderts, sie müsse sich aller-

dings «fragen lassen, ob sie hinreichend
als kritische Theorie eingreift» (S. 331).

Tatsächlich fungiert «Care» in femi-
nistischen Debatten als ein zentrales, of-

fenes und strittiges Konzept, dessen ge-
sellschafts- und ökonomietheoretische
Grundlagen bislang noch eher vage blei-
ben. Klarheit und Übereinstimmung
herrschen aber immerhin in der Fokus-

sierung der Debatte auf ein faktisch und

konzeptionell bislang marginalisiertes
Segment der politischen Ökonomie mo-
derner Gesellschaften und die mit dieser
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Marginalisierung einhergehenden, ge-
schlechtlich konnotierten Verwerfungen
wie aber auch auf die durch die Margina-
lisierung verstellten Herausforderungen
und Möglichkeiten politischen Han-
delns. Dabei vollzieht die Care-Perspek-
tive auf die politische Ökonomie moder-

ner Gesellschaften analytisch und nor-
mativ einen Richtungswechsel des

Denkens und Handelns - weg vom Para-

digma derVerwertung von Kapital hin zu
dem der Befriedigungvon Bedürfnissen.

Kann also «Care» - analog, alternativ
oder komplementär zu «Kapital» oder

«Kapital und Arbeit» - als Schlüsselkate-

gorie einer feministischen Kritik der po-
litischen Ökonomie dienen? Hat die fe-

ministische Care-Debatte das Potenzial
einer konzeptionellen Erneuerung der

Kritik der politischen Ökonomie, und un-
ter welchen Voraussetzungen könnte sie

es entfalten? Oder ist der - nicht nur in
der feministischen Debatte feststellba-

re - Care-Hype nicht vielmehr fest einge-
bunden in ein ideologisches Verwirrspiel,
das die zentralen Dynamiken der real

existierenden kapitalistischen Ökono-

mie - auch hinsichtlich der darin veran-
kerten Geschlechter- und Sorgeverhält-
nisse - systematisch verfehlt und euphe-
mistisch verschleiert?

Die Beiträge im Argwmenf-Schwer-

punktheft beantworten diese Frage des

Entweder-oder durchgängig mit einem
Sowohl-als-auch: Die Sorge für sich und
andere folgt einer eigenen Logik und ei-

nem eigenen Sinn, ist nicht einfach nur
ein Moment der Kapitalverwertung, und
sie steht in vielfacher Hinsicht dennoch

unter deren Dominanz. Die Sorge für
sich und andere ist Teil der politischen
Ökonomie moderner Gesellschaften

(und nicht etwa nur ihrer Ethik und Mo-
ral oder ihrer lebensweltlichen und le-

benskulturellen Verfassung), und sie

wird darin dennoch systematisch igno-
riert und marginalisiert. Als Teil der poli-
tischen Ökonomie moderner Gesell-

schaffen lässt sich die Sorge für sich und
andere nur sinnvoll begreifen, wenn das

Verständnis dieser Ökonomie nicht nur
deren kapitalistische Verfasstheit, son-
dern auch deren Geschichte und ihre Be-

grenzungen und inneren Widersprüch-
lichkeiten angemessen berücksichtigt.
Dies impliziert u.a. auch eine Rückbin-

dung der Kritik der politischen Ökono-

mie an die in ihrer politischen Form
enthaltene ethische Substanz des Öko-

nomischen, die der Kapitalismus kon-
trafaktisch negiert, der er aber dennoch
eine spezifische Prägung verpasst hat.

Wenn unter Ökonomie nur das ver-
standen wird, was den Imperativen der

Kapitalverwertung dient, reduziert sich,

wie Gabriele Winker in ihrem Beitrag
aufzeigt, alle für- und vorsorgliche Pra-

xis auf die Reproduktion der menschli-
chen Arbeitskraft für deren Ausbeutung
in der kapitalistischen Profitmaschine-
rie; auch die «Ernährung, Erziehung und

Bildung von Kindern und Jugendlichen»
hätte nur den einen Sinn der Produktion
einer «neuen Generation von Arbeits-
kräften» (S.333). Winker konstatiert im
Ûbérgang vom Fordismus zum Postfor-

dismus und unter der Ägide des Neolibe-
ralismus eine grundlegende «Krise der

sozialen Reproduktion» (S.333). Als Aus-

weg plädiert sie für eine «Care-Revoluti-

on», die erstens eine «drastische Reduk-

tion der individuellen Erwerbsarbeit» in
Verbindung mit einem «bedingungslo-
sen Grundeinkommen» umfasst, zwei-
tens ein «deutlich ausgebautes Netz
staatlich oder genossenschaftlich ange-
botener Dienstleistungen» sowie drit-
tens «eine gesellschaftliche Aufwertung

MARGINALIEN/REZENSIONEN 185



von Care-Arbeit» - u. a. in Form höherer

Löhne für personennahe Dienstleistun-

gen und in Verbindung mit «humanen

Aufenthaltsgesetzen» für migrantische
Care-Arbeiterlnnen.

«Das System der kapitalistischen Wa-

renproduktion», so resümiert Winker
ihre Darlegungen, «wird mit diesem

Konzept nicht aufgehoben, aber es wird
beschränkt» (S.342). In der Argumenta-
tionsführung von Winker wird die «Care-

Revolution» der Kritik der kapitalisti-
sehen Ökonomie als eine dem Gegen-
stand der Kritik äusserliche Alternative
gegenübergestellt. Sie kann dann so aber

nur noch rein normativ begründet und
appellativ (mit vielen Forderungen an
nicht benannte Akteure) ausgestaltet
werden. Warum welche Akteure die «Ca-

re-Revolution» wann vorantreiben soll-

ten, bleibt offen.

Frigga Haug artikuliert in ihrem
Beitrag ein profundes Unbehagen am
Substanzverlust feministischer Diskur-
se - und zwar insbesondere im unreflek-
tierten Rückgriff auf theoretisch schwam-

mige und politisch vage Anglizismen wie
«Care» oder «Gender». Deren inflationä-
rer Gebrauch diene vorrangig der Dis-

tinktion derer, die dazugehören, und
nicht etwa der Klärung der mit diesen

Termini bezeichneten Verhältnisse und
der darin enthaltenen Herausforderun-

gen und Möglichkeiten politischen Han-
delns. In einer ausführlichen Auseinan-

dersetzung mit einem Artikel von Kathy
Weeks zum Verhältnis von Produktion
und Reproduktion bzw. von Arbeit und
Leben illustriert Haug unterschiedliche

Erinnerungen an Debatten, die in ver-
schiedenen Ländern unter den gleichen
Etiketten - wie etwa «sozialistischer Fe-

minismus» - geführt wurden und wer-
den. Sie weist die Dominanz angelsäch-

sischer Erinnerungsweisen und -linien
zurück und insistiert auf der Beibehal-

tung theoretisch fundierter Begrifflich-
keiten und Unterscheidungen wie Pro-

duktion/Reproduktion, Fürsorge, Be-

treuung, Pflege, Lohnarbeit/unbezahlte
Arbeitete.

«Gender», so formuliert Haug prägnant,
«das sind Frauen, unter einer sprachlichen
Burka versteckt» (S.355), und auch die
Rede von Care und Care-Ökonomie be-

treibe «eine doppelte Desartikulation»
von Herrschaftsverhältnissen, indem sie

kapitalismus- und patriarchatskritische
Perspektiven auf die politische Ökono-

mie moderner Gesellschaften und im
globalen Massstab systematischverstellt.
Haug argumentiert sehr einleuchtend

gegen die «Preisgabe formanalytischer
Unterscheidungen».- So müsste im Be-

griffsfeld von Care unterschieden wer-
den zwischen a) «Tätigkeiten, die als an-
gestellte Lohnarbeit bezahlt verrichtet
werden», b) «Dienstboten alten Typs»

(die «neuerlich durch Migrantinnen ge-
stellt» würden und «reicheren Frauen die

Möglichkeit geben, ein unabhängigeres
Leben zu führen») und c) denjenigen,
«die immer noch unbezahlt sich der not-

wendigen Arbeiten des Überlebens der

Schwachen annehmen» (S.362).

Weil diese in herrschaftskritischer
Perspektive grundlegenden Unterschei-

düngen im Schmelztiegel von Care weit-

gehend eingedampft würden, schlägt
Haug vor, «das Wort <care> nicht mehr als

Begriff zu verwenden, sondern bei dem

altertümlichen des Füreinandersorgens
zu bleiben» (S. 363). Haug spricht in dem -
im vorliegenden Widersprweh-Heft aus-

zugsweise abgedruckten - Beitrag von ei-

ner neuen, feministisch inspirierten, kri-
tischen politischen Ökonomie des

Füreinandersorgens, vielleicht auch im
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Sinn einer konkreten Utopie. Es geht ihr
darum, «eine Sprache zu finden, die das

aus der weltweiten Unterdrückung zu

Bergende, die Elemente der neuen Ge-

Seilschaft im Schosse der alten sichtbar
macht und aufhebt» (ebd.).

Auch Sabine Plonz kommt in ihren Er-

örterungen über «Mehrwert und mensch-
liches Mass» und mit ihren Überlegun-

gen «zur ethischen Bedeutung der femi-
nistisch-ökonomischen Care-Debatte»

zu dem Ergebnis, dass die Fixierung der

Debatte aufden populären Begriff «Care»

nicht nur analytisch fragwürdig ist, «da

er eingeführte präzise Fachbegriffe er-

setzt» (S.378). Auch «politisch-ethisch»
sei festzuhalten, «dass der Begriff kein

präziser Wegweiser auf das Zentrum ist,
das von der kapitalistischen Masslosig-
keit bedroht» (ebd.) sei. Plonz begreift
die feministische Rede von «Care» den-

noch als Reflex angesichts der Notwen-

digkeit des «Wieder-Zusammenfügens»
von Ethik und Ökonomie und als «utopi-
sehe Erinnerung an das menschliche
Mass der Ökonomie» (S.366). Sie analy-
siert den Zusammenhang zwischen pro-
fessioneller Fürsorge und menschlichen
Bedürfnissen, wie er schon in den Anfän-

gen der Fürsorgewissenschaften herge-
stellt wurde und nun schon seit einiger
Zeit unter dem «international geläufigen
Begriff<Care>» diskutiert wird.

Daran anschliessend reflektiert sie

die Verankerung der «Re-Produktions-
Arbeit» im Widerspruchsverhältnis «zwi-
sehen Mehrwert und Fürsorglichkeit»
(S.369) und verweist auf ethisch-politi-
sehe Aspekte der wohlfahrtsstaatlichen
Regulation der Daseinsvorsorge. Vor die-

sem Hintergrund rekonstruiert sie den

«Zusammenhang von politischer Ökono-

mie und Ethik» in der feministischen Ca-

re-Debatte und im Bezug auf das Kon-

zept der «tätigen Sorge für andere» bzw.

von «Sorge als Weltverhältnis», in dem
die politische Ökonomie an «menschli-
ches Mass» (rück)gebunden wird. Letzt-
endlich plädiert Plonz für eine «Öffnung»
der politischen Ökonomie «für eine Bild-
los bleibende Utopie, die orientiert ist am
Bild bedürftiger Menschen», und damit
für das «politische Projekt [...] einer uto-
pischen Erinnerung an die notwendige
Sorge um andere» (S.378).

Silke Chorus widmet sich in ihrem
Beitrag den «Care-Seiten der politischen
Ökonomie» im Anschluss an die «Pariser

Schule der Regulationstheorie» (u.a.
Alain Lipietz und Michel Aglietta). Dabei

geht es ihr insbesondere darum, nicht
nur nach den «Auswirkungen ökonomi-
scher Prozesse auf die Geschlechter-
Verhältnisse und den Reproduktions-
bereich» zu fragen, sondern umgekehrt
«die ökonomischen Veränderungen auch

ausgehend von denVeränderungen in den

Geschlechterverhältnissen und der Orga-
nisation von Care-Arbeiten zu denken»

(S.392). «Kapitalistische Gesellschaftsfor-
mationen» würden in der französischen

Regulationstheorie nicht als ausschliess-

lieh ökonomisch bestimmt analysiert;
auch würde die Ökonomie kapitalis-
tischer Gesellschaften nicht auf «kapita-
listische Produktion» verkürzt; sie setze

vielmehr «immer auch die Existenz nicht
markt- und warenförmiger sozialer Be-

Ziehungen und Verhältnisse» (S. 393) vor-
aus.

Zwar sei auch die Pariser Schule der Re-

gulationstheorie weitgehend geschlechts-
blind und damit auch blind gegenüber
den «Care-Seiten der politischem Ökono-

mie», sie biete aber gleichwohl die theore-
tischen Voraussetzungen für einen «Be-

griff von Akkumulationsregime als Pro-
duktions- und Reproduktionsweise einer
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Gesellschaftsformation - inklusive Care-

Arbeiten» (S. 395). Damit biete sich die

«Möglichkeit, tatsächlich nach den unter-
schiedlichen Aushandlungsprozessen,
Kämpfen und Kompromissen zu fragen,
in denen um die konkrete Gestaltung des

jeweiligen Modus von Produktion und

Reproduktion implizit oder explizit ge-

rungen wird» (ebd.). Chorus zeigt eine
Reihe von Punkten auf, an denen die Re-

gulationstheorie für eine feministische
Ökonomiekritik fruchtbar gemacht wer-
den kann. Gleichwohl stellt sich die Fra-

ge, ob mit der Methode des nachträgli-
chen Hineindenkens von Geschlechter-

und Sorgeverhältnissen in eine Theorie,
die unter Ausblendung derselben entwi-
ekelt wurde, letztendlich nicht doch nur
die Nachrangigkeit des nachträglich
Hineingedachten reproduziert wird.

Schon die Subsumption von Care un-
ter die Kategorie des Akkumulations-
regimes enthält zumindest die Gefahr
einer reduktionistischen und funktiona-
listischen Verkürzung und Verzerrung.
Die dann auf dieser Grundlage gewönne-
ne Bestätigung von regulationstheore-
tisch fundierten Zeitdiagnosen aus der

Care-Perspektive wäre dann wenig über-
raschend. Das von Silke Chorus verfolgte
Projekt, gesellschaftliche und ökonomi-
sehe Transformationsprozesse auch als

Produkt der nicht zuletzt durch die Frau-

enbewegung beförderten Dynamik in
der Entwicklung der Geschlechter- und

Sorgeverhältnisse zu analysieren, ist
gleichwohl ebenso spannend wie vielver-

sprechend.
Das Argwment-Schwerpunktheft ent-

hält eine Reihe weiterer interessanter

Beiträge, auf die hier aus Platzgründen
nicht eingegangen werden kann. Das

Heft bindet die Care-Debatte auf frucht-
bare und inspirierende Weise in die Tra-

dition der feministischen Kritik der poli-
tischen Ökonomie ein. Es aktualisiert da-

bei ein Kritikverständnis im Fokus auf
Herrschaft und Emanzipation, auf mate-
riale und diskursive Momente der sozia-

len Konstruktion von Wirklichkeit, auf
Ökonomie, Ethik und Politik, auf domi-
nante Tendenzen und alternative Mög-
lichkeiten, das in der marxistischen Or-

thodoxie der Kritik der politischen Öko-

nomie weitgehend unterentwickelt blieb.
Die Verkürzungen, Vereinseitigungen
und Verflachungen in aktuellen Care-

Debatten werden resolut und scharfsin-

nig kritisiert und zurückgewiesen. Dabei
bleiben einzelne Beiträge aber auch ih-
rerseits Verkürzungen und Verzerrungen
verhaftet, die ihren Ursprung im Andro-
zentrismus auch jener Varianten der Ge-

sellschafts- und Sozialkritik haben, auf
die die Care- und Feminismuskritik
(nicht nur im vorliegenden Argument-
Heft) überwiegend Bezug nimmt. Die so-

zialkritischen Defizite feministischer
Debatten sollten kein Anlass sein, über
die vermeintlich «nur» kulturkritischen,
tatsächlich aber vor allem geschlechter-
und demokratietheoretischen Defizite

vorliegender Varianten von Sozialkritik
hinwegzusehen. Es geht auch um eine

neue politische Kultur der Sorge um sich

und andere und nicht nur um deren poli-
tische Ökonomie.

Ingrid Kurz-Scherf
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Ingrid Kurz-Scherf/Alexandra Scheele (Hg.):

Macht oder ökonomisches Gesetz? Zum Zu-

sammenhangvon Krise und Geschlecht.

Westfälisches Dampfboot, Münster 2012

(313 S.)

Die derzeitige Finanz- und Wirtschafts-
krise sowie ihre Auswirkungen bestim-
men die politischen Debatten in Deutsch-
land und Europa seit geraumer Zeit. Be-

merkenswert ist dabei, welche Rolle

plötzlich das Geschlecht der in der Regel

männlichen Finanzmanager und Banker

spielte. Flatten, so zitieren Ingrid Kurz-
Scherf und Alexandra Scheele, die Her-

ausgeberinnen des Bandes zum Thema
«Krise und Geschlecht», skeptisch den

Economwf, die «Lehman Sisters» tatsäch-
lieh weniger Schaden angerichtet als die
«Lehman Brothers»? Wirtschaften Frau-

en besser? Sind sie weniger den «animal

spirits» der Ökonomie unterworfen, wie
G. A. Akerlof und R. Shiller den Typus ei-

nes negativ agierenden Managers kenn-
zeichnen?

Kurz-Scherf und Scheele sehen diese

Konjunktur des geschlechterdifferenten
Blicks auf die Wirtschaftskrise eher kri-
tisch und stellen sie aus feministischer
Sicht als essenzialistisch infrage. Viel-
mehr soll der Sammelband die Breite der

feministischen Diskussionen zur Finanz-
und Wirtschaftskrise abbilden und dazu

beitragen, sie in grundsätzlicher Hin-
sieht noch zu erweitern. Feministische
Kritik hiesse dann, eine grundlegende
Kritik der kapitalistischen Wirtschafts-
weise und der mit dieser verbundenen

politischen und gesellschaftlichen
Machtverhältnisse vorzunehmen und
dabei die konstituierende Funktion des

Geschlechterverhältnisses zu beleuch-

ten.

Die drei Teile des Sammelbands ent-

sprechen unterschiedlichen Ebenen der

feministischen Krisendebatte. Im ersten
Teil werden unter dem Titel «Hat die Kri-
se ein Geschlecht?» Analysen der Ursa-
chen der gegenwärtigen Krise vorgestellt.
Im zweiten Teil «Zweitrundeneffekte»
werden die Auswirkungen der Krise und
die Massnahmen zu ihrer Bekämpfung
geschlechterkritisch untersucht und im
dritten Teil «Alternativen denken» Ent-
würfe möglicher Wirtschaftsformen jen-
seits einer kapitalistischen Wachstums-

logik thematisiert.
Aus feministischer Perspektive das

Verhältnis von Politik und Ökonomie

grundsätzlich zu diskutieren, ist An-

spruch des Bandes. Und das Potenzial der

gegenwärtigen Krise liege darin, aus der

grundlegenden Kritik an den Ursachen
weiterführende Erkenntnisse für ein po-
litisches und wirtschaftliches Umsteu-

ern zu gewinnen, das an sozial-eman-

zipativen und geschlechterdemokrati-
sehen Zielen ausgerichtet sein könne. Die

Chancen, dass dieses Potenzial genutzt
wird, schätzen die Herausgeberinnen
und Autorinnen des Bandes jedoch nüch-

tern ein, sie halten sie eher für gering.
Dagegen wachsen die Ge/a/zrew der Kri-
senfolgen: Es verstärken sich soziale Un-

gleichheiten und ungleiche Geschlech-

terverhältnisse, und es ist eine allgemei-
ne Tendenz zu autoritären Strukturen
und Entdemokratisierung feststellbar,
wie dies in manchen Beiträgen material-
reich dargelegt wird.

So startetAlexandra Scheele mit einer
Kritik der Expertenregierungen und ih-
res technokratischen Politikverständ-
nisses, das Partizipation einschränke.

Brigitte Young legt den Finger auf eine
Leerstelle der feministischen Ökonomie,
die bisher keine überzeugende Analyse

MARGINALIEN/REZENSIONEN 189






























































